
Urteil des Gerichts vom 6. April 2017 — Saremar/Kommission

(Rechtssache T-220/14) (1)

(Staatliche Beihilfen — Seeverkehr — Ausgleichsleistung für die Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen — Kapitalzuführung — Beschluss, der die Beihilfen für mit dem Binnenmarkt 

unvereinbar erklärt und ihre Rückzahlung anordnet — Liquidation der Klägerin — Prozessfähigkeit — 
Fortbestand des Rechtsschutzinteresses — Keine Erledigung der Hauptsache — Begriff der Beihilfe — 
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse — Kriterium des privaten Kapitalgebers — 

Offensichtlicher Beurteilungsfehler — Rechtsfehler — Einrede der Rechtswidrigkeit — 
Begründungspflicht — Verteidigungsrechte — Beschluss 2011/21/EU — Leitlinien für staatliche 

Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten — Rahmen der 
Europäischen Union für staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen für die Erbringung 

öffentlicher Dienstleistungen — Altmark-Urteil)

(2017/C 161/28)

Verfahrenssprache: Italienisch

Parteien

Klägerin: Saremar — Sardegna Regionale Marittima SpA (Cagliari, Italien) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte 
G. M. Roberti, G. Bellitti und I. Perego)

Beklagte: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. Conte, D. Grespan und A. Bouchagiar)

Streithelferin zur Unterstützung der Beklagten: Compagnia Italiana di Navigazione SpA (Neapel, Italien) (Prozessbevollmäch-
tigte: zunächst Rechtsanwälte F. Sciaudone, R. Sciaudone, D. Fioretti und A. Neri, dann Rechtsanwälte M. Merola, 
B. Carnevale und M. Toniolo)

Gegenstand

Klage gemäß Art. 263 AEUV auf Nichtigerklärung des Beschlusses C(2013) 9101 final der Kommission vom 22. Januar 
2014 über die Beihilfemaßnahmen SA.32014 (2011/C), SA.32015 (2011/C) und SA.32016 (2011/C) der Autonomen 
Region Sardinien zugunsten von Saremar, soweit er eine Maßnahme über Ausgleichsleistungen für die Erbringung 
öffentlicher Dienstleistungen und eine Kapitalzuführung als staatliche Beihilfen qualifiziert, diese Maßnahmen für mit dem 
Binnenmarkt unvereinbar erklärt und ihre Rückzahlung angeordnet hat.

Tenor

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Saremar — Sardegna Regionale Marittima SpA trägt ihre eigenen Kosten sowie die Kosten der Europäischen Kommission und 
der Compagnia Italiana di Navigazione SpA.

(1) ABl. C 175 vom 10.6.2014.

Urteil des Gerichts vom 5. April 2017 — HB u. a./Kommission

(Rechtssache T-361/14) (1)

(Institutionelles Recht — Europäische Bürgerinitiative — Schutz streunender Tiere — Psychologische 
Auswirkungen auf Erwachsene und Kinder — Verweigerung der Registrierung — Offenkundiges Fehlen 
von Befugnissen der Kommission — Art. 4 Abs. 2 Buchst. b und Abs. 3 der Verordnung [EU] Nr. 211/ 

2011)

(2017/C 161/29)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Kläger: HB u. a. (Linz, Österreich), und die weiteren im Anhang namentlich aufgeführten Kläger (Prozessbevollmächtigte: 
zunächst Rechtsanwältin C. Kolar, dann Rechtsanwalt F. Moyse)
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Beklagte: Kommission (Prozessbevollmächtigte: H. Krämer und J. Vondung)

Gegenstand

Antrag gestützt auf Art. 263 AEUV auf Nichtigerklärung des Beschlusses C(2014) 2119 final der Kommission vom 
26. März 2014, mit dem der Antrag auf Registrierung der Bürgerinitiative „Ethics for Animals and Kids“ abgelehnt wurde

Tenor

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. HB und die weiteren im Anhang namentlich aufgeführten Kläger tragen die Kosten.

(1) ABl. C 409 vom 17.11.2014.

Urteil des Gerichts vom 6. April 2017 — Alkarim for Trade and Industry/Rat

(Rechtssache T-35/15) (1)

(Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik — Restriktive Maßnahmen gegen Syrien — Einfrieren von 
Geldern — Offensichtlicher Beurteilungsfehler)

(2017/C 161/30)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Alkarim for Trade and Industry LLC (Tal Kurdi, Syrien) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte J.-P. Buyle und 
L. Cloquet)

Beklagter: Rat der Europäischen Union (Prozessbevollmächtigte: zunächst G. Étienne und S. Kyriakopoulou, dann 
S. Kyriakopoulou)

Gegenstand

Klage nach Art. 263 AEUV auf Nichtigerklärung des Durchführungsbeschlusses 2014/730/GASP des Rates vom 
20. Oktober 2014 zur Durchführung des Beschlusses 2013/255/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Syrien 
(ABl. 2014, L 301, S. 36) und der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1105/2014 des Rates vom 20. Oktober 2014 zur 
Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Syrien (ABl. 2014, 
L 301, S. 7), soweit der Name der Klägerin in die Liste der Personen und Einrichtungen aufgenommen wurde, auf die die 
restriktiven Maßnahmen Anwendung finden

Tenor

1. Der Durchführungsbeschluss 2014/730/GASP des Rates vom 20. Oktober 2014 zur Durchführung des Beschlusses 2013/255/ 
GASP über restriktive Maßnahmen gegen Syrien und die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1105/2014 des Rates vom 
20. Oktober 2014 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Syrien 
werden für nichtig erklärt, soweit sie die Alkarim for Trade and Industry LLC betreffen.

2. Der Rat der Europäischen Union trägt seine eigenen Kosten sowie die Kosten von Alkarim for Trade and Industry.

(1) ABl. C 89 vom 16.3.2015.
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